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Traktandum RG 0167/2018: Umsetzung der Steuerreform und der AHV-Finanzierung 

 

Ziffer II. 
 
2.  Volksschulgesetz 
 

§ 44sexies (neu) soll gestrichen werden. 

 

3.  Mittelschulgesetz 
 

§ 23bis (neu) soll gestrichen werden. 

 

3.  Gesetz über die Berufsbildung 
 

§ 61bis (neu) soll gestrichen werden. 

 

 

Begründung: 

 

Die befristete Finanzierung von ICT-Angeboten ist ein durchsichtiger Versuch, mit buchhalteri-

scher Schönfärberei (Gemeinkosten erhöhen, dafür den Steuersatz für juristische Personen tief-

halten) den Anschein eines international wettbewerbsfähigen Steuerfusses zu erwecken, der 

kantonal aber nur mit dem ungesunden Verbrauch von Eigenkapital zu finanzieren ist. Es han-

delt sich dabei um Eigenkapital des Kantons, das grossmehrheitlich aus dem Steuersubstrat von 

natürlichen Personen stammt. 

Die Schaffung einer neuen Spezialfinanzierung steht im Gegensatz zur bisher von Regierung und 

Parlament verfolgten Richtlinie, keine neuen Spezialfinanzierungen mehr zu schaffen. 

ICT-Angebote gehören zum Grundauftrag der Schulen. Wie alle anderen Schulausgaben sind 

auch diese aus den ordentlichen Staatsmitteln zu finanzieren. 

Die Einführung eines Schul-ICT-Mitfinanzierungs-Paragraphen wäre ein Präjudiz und Einfallstor 

für weitere Begehrlichkeiten nach zweckbestimmten Abgaben und Sonderfinanzierungen. 

Lassen wir uns von einem «Deal», einer befristeten ICT Abgabe «kaufen», um allgemein akzep-

tierte Grundsätze der Steuergesetzgebung fallenzulassen und grundsätzliche Auffassungen von 

Steuergerechtigkeit über Bord zu werfen? 

Mit zusätzlichen Abgaben pro Arbeitnehmer*in wird die Arbeit von Menschen verteuert, für die 

Arbeit und Verwendung von Maschinen dagegen werden keine Abgaben festgelegt. Die Mecha-

nisierung und Digitalisierung der Produktion werden so zusätzlich gefördert. Schafft ein solches 

Gesetz, eine solche Abgabe, tatsächlich mehr menschengemässe Arbeitsplätze – oder verstärkt es 
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eher noch den Druck auf ältere Arbeitnehmer*innen wegen zu hoher Abgaben – und erhöht 

dadurch den Druck auf die Sozialwerke? 

Bei Lichte betrachtet zeigt der Vorschlag für die Finanzierung von ICT-Angeboten, dass als Folge 

der Steuersenkung dringend benötigte Mittel für ordentliche Staatsaufgaben fehlen. Zur 

«Versüssung» dieser schlechten Botschaft soll den Stimmbürger*innen eine gute Tat der juristi-

schen Personen zugunsten ICT Bildung vermittelt werden. Zudem ist genau diese Massnahme be-

fristet. Die Möglichkeit des Verzehrs von Eigenkapital ebenfalls. Die allgemeine Steuerreduktion 

mit Ausfällen in vielfacher Höhe der ICT - Abgaben aber gilt unbefristet. 

Die Umsetzung dieser Bestimmungen würden zudem administrativen Aufwand erfordern: Wer 

entscheidet nach welchen Kriterien, an welchen Schulen welche Projekte zu welchem Betrag un-

terstützt werden? Wieviel Kosten verursacht allein diese administrative Umsetzung? Braucht es 

zusätzliche Verordnungen, Bestimmungen zur Umsetzung dieser Massnahme? 

Da die Massnahmen über FAK-Beiträge zu finanzieren wären, müssten auch jene juristischen Per-

sonen (GmbH /AG) diese Abgabe entrichten, welche bisher keine oder nur wenig Steuern bezah-

len und von der Steuervorlage nicht oder kaum profitieren werden. 

Zur Erinnerung – Stand 2016: 

Im Kanton Solothurn bezahlen 49,6% der juristischen Personen keine Gewinnsteuern. 

Weitere 38,3% der juristischen Personen weisen einen jährlichen Gewinn unter 100'000 Franken 

aus und bezahlen weniger als 10'000 Franken Steuern pro Jahr. 

24 von 10’659 Unternehmen bezahlen 31,6% der Steuern von juristischen Personen (rund 42,66 

Mio. Franken). 


